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hier: Einwendung gegen die Trassenführung im Bereich Alsdorf

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Schreiben erhebe ich folgende 

E I N W E N D U N G E N

gegen die geplante Trassenführung im Bereich Alsdorf. Meine Einwendungen beziehen sich ausschließlich auf diesen Trassenabschnitt der geplanten Masten 532 bis 540 der Bl. 4319.

Zunächst weise ich darauf hin, dass ich selbst von dem geplanten Neubau einer Höchstspannungsfreileitung in Alsdorf persönlich betroffen bin. Die mögliche Realisierung des Projektes berührt meine eigenen Interessen als Bürger von Alsdorf. Ich lehne die Errichtung der geplanten Freileitung in der vom Antragsteller vorgeschlagenen Trasse ab, da sie mich in meinen Rechten verletzt. Darüber hinaus stützen folgende Aspekte mein Begehren:

1) Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wird vom Antragsteller nicht nur die Antragstrasse, sondern auch eine Alternativtrasse vorgestellt. Diese auf den Seiten 30 ff. des Erläuterungsberichtes vorgestellte Variante A2 (südliche Umgehung Alsdorf, im Folgenden als Alternativtrasse bezeichnet) verläuft deutlich weiter von der Ortslage entfernt durch unbewohntes Gebiet. Bereits im Rahmen des vorgeschalteten Raumordnungsverfahrens wurde diese Variante geprüft und zur Umsetzung nicht ausgeschlossen. Die Alternativtrasse ist zwar länger als die Antragstrasse, allerdings sind die dadurch verursachten höheren Baukosten sicherlich kein Hindernis für die Realisierung. 

2) Die Alternativtrasse verursacht keinen oder nur wenig zusätzlichen Flächenverbrauch im Vergleich zur Antragstrasse. In diesem Zusammenhang muss berücksichtigt werden, dass die bisher im Bereich der Antragstrasse zwischen den neuen Masten 532 und 540 vorhandene alte Leitung komplett abgebaut werden kann, zumal es auch schriftliche Zusagen von Westnetz als Betreiber der von einer Verlegung ebenfalls betroffenen Bl. 2319, einer 110-KV-Leitung, gibt, die Masten 405 bis 410 nach dem Bau einer neuen Leitung sowie der Ertüchtigung weiterer (im nördlichen Bereich gelegenen) Masten 396 bis 403 vollständig zurückzubauen, da diese nicht mehr benötigt werden. Die dadurch frei werdenden alten Trassen können daher wieder einer anderweitigen Nutzung – wahrscheinlich einer Aufforstung - zugeführt werden, so dass diese Flächen in die Bilanzierung des Flächenverbrauchs einbezogen werden müssen. Dies ist bisher in rechtswidriger Weise nicht geschehen. 

3) Bei der Entscheidung der Planfeststellungsbehörde über die Trassenführung wird zu berücksichtigen sein, dass die Gemeinde Alsdorf seit Jahrzehnten in vielerlei Weise durch Strommasten betroffen ist. Rund um Alsdorf herum wurden verschiedene Stromleitungen errichtet, die zur Umspannanlage Dauersberg geführt werden. Je nach Standort können etwa 20 Masten rund um Alsdorf eingesehen werden, wodurch das Ortsbild und auch das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt werden. Diese hohe Gesamtbelastung würde durch die Wahl der Alternativtrasse deutlich gemildert, da in diesem Fall 9 ortsnahe Masten (zusätzlich zu den 5 Masten der Bl. 2319) aus dem Blickfeld verschwinden würden. Die Lebensqualität würde auf diese Weise erheblich verbessert. Im Gegensatz dazu würde bei dem Bau der Antragstrasse das Orts- und Landschaftsbild zusätzlich zum bestehenden Zustand beeinträchtigt, weil die neuen geplanten Masten etwa 10 bis 15 Meter höher als die alten bestehenden Masten sind. 

4) Die Alternativtrasse wird dem vom Gesetzgeber befürworteten Grundsatz der Trassenbündelung gerecht. Auch wenn beim Bau von Hochspannungsleitungen grundsätzlich auch anzustreben ist, dass der Neubau in bereits vorhandenen Trassen erfolgen soll (dieses Ziel verfolgt die Antragstrasse) so ist der Aspekt der Trassenbündelung im Ergebnis und in diesem Fall höher zu bewerten, weil dadurch der notwendige Flächenverbrauch [z.B. wegen überlappender Schutzstreifen bereits bestehender Neubautrassen südlich von Dauersberg (Bl. 4124 und Bl. 4564)] niedriger anzusetzen ist. Nach Berechnungen der Verwaltung der Verbandsgemeinde  Betzdorf beträgt dieser nur weniger als 2 Hektar. Dies wäre im Rahmen einer Abwägung mit den genannten Vorteilen der Alternativtrasse sicher tolerierbar.

5) Die Auswirkungen auf das Vogelschutzgebiet südlich von Alsdorf dürften bei Antragstrasse und Alternativtrasse keine signifikanten Unterschiede aufweisen, so dass aus naturschutzfachlicher Sicht dies nicht gegen die Alternativtrasse spricht.

6) Der notwendige Holzeinschlag, der im Bereich der Alternativtrasse sicherlich kurzfristig erfolgen muss, würde durch eine Aufforstung in der frei werdenden alten Trasse der BL. 2471 mehr als kompensiert.

7) Technische Belange, die gegen den Bau der Alternativtrasse sprechen könnten, sind nicht ersichtlich.

8) Die Grundeigentümer, die von der Alternativtrasse betroffen sind, haben nach Auskunft des Bürgermeisters von Alsdorf in der Bürgerversammlung vom 19. November 2013 ihre Zustimmung zur Inanspruchnahme ihrer Flächen für die Errichtung der Alternativtrasse signalisiert, so dass die benötigten Flächen grundsätzlich zur Verfügung stünden.

9) Ich weise weiterhin darauf hin, dass eine mögliche Gesundheitsbeeinträchtigung durch den Bau einer Höchstspannungsfreileitung und den damit verbundenen Stromtransport nicht ausgeschlossen ist. Auch wenn offenkundig die gesetzlichen Grenzwerte eingehalten werden, so sind die vom Gesetzgeber vorgegebenen Grenzwerte in der Wissenschaft und Rechtsprechung umstritten. Gesundheitsgefährdungen sind nicht gänzlich auszuschließen. In Anbetracht möglicher großer gesundheitlicher Beeinträchtigungen dürfte daher auch ein kleines Risiko eines Schadenseintritts ausreichen, um die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit zu minimieren und die Trasse weiter weg von der Wohnbebauung zu legen.

10) ________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________

Vor dem Hintergrund der aufgeführten Argumente vertrete ich die Auffassung, dass im Rahmen der notwendigen Abwägungsentscheidung die Alternativtrasse gegenüber der Antragstrasse deutlich mehr Vorteile hat und zudem meine eigenen Rechte und Belange deutlich weniger beeinträchtigt. Daher ist der Alternativtrasse der Vorzug zu geben.

Ich bitte höflich darum, mir den fristgerechten Eingang meiner Einwendungen zu bestätigen.

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichem Gruß

Hans Mustermann

